
unter chronischer Unterernäh­
rung leiden und etwa 40 Millio­
nen pro Jahr den Hungertod ster­
ben; dazu gehört eine stabile Ver­
sorgung der weiter anwachsen­
den Bevölkerung mit den knap­
per werdenden Rohstoff-, Ener­
gie- und Lebensmittelressourcen; 
dazu gehört die friedliche Er­
schließung des Weltraums und 
der Meere und der Übergang zu 
ihrer komplexen Nutzung im In­
teresse der Menschheit.
Aus dem bisher Dargelegten er­
gibt sich, daß die Sicherung und 
Erhaltung des Friedens im nu­
klear-kosmischen Zeitalter einen 
qualitativ neuen Stellenwert von 
strategischer Bedeutung erlangt 
hat. Sie ist zur Grundbedingung 
jeglicher weiteren gesellschaftli­
chen Entwicklung, zur Grundvor­
aussetzung aller verantwortungs­
vollen Politik geworden.
Heute wäre ein Krieg zwischen 
beiden Bündnissystemen gleich­
bedeutend mit der Vernichtung 
der Menschheit. Deshalb muß 
der militärische Faktor in der Poli­
tik schrittweise zurückgedrängt 
werden, geht es um die Entmilita­
risierung der internationalen Be­
ziehungen, muß der Krieg als 
Mittel der Politik ein für allemal 
ausgeschlossen werden.
Unter diesen Bedingungen hat 
das dialektische Verhältnis von 
Frieden und sozialem Fortschritt 
objektiv einen anderen Charakter 
gegenüber dem vornuklearen 
Zeitalter angenommen. Sozialer 
Fortschritt ist nur möglich, wenn 
der Frieden erhalten bleibt. Diese 
Erkenntnis ist zugleich eine politi­
sche und geistige Herausforde­
rung unserer Zeit.
Was diese Herausforderung für 
die praktische Politik bedeutet, 
faßte Erich Honecker auf dem 
XI. Parteitag mit den Worten zu­
sammen: „Erforderlich ist der 
ernsthafte Wille, nicht in den 
Denkschablonen der Konfronta­
tion und des Strebens nach mili­
tärischer Überlegenheit zu ver­
harren, sondern auf neue Weise 
an die Dinge heranzugehen, neue 
Formen und Verfahren in den Be­
ziehungen zwischen den ver­

schiedenen sozialen Systemen, 
Staatem und Regionen zu fin­
den."
Die sozialistischen Staaten de­
monstrieren diesen Willen mit 
konkreten Vorschlägen und Initia­
tiven. So haben sie den Grund­
satz der gemeinsamen Sicherheit 
zwischen Ost und West in den 
Mittelpunkt der Politik der friedli­
chen Koexistenz gerückt. Es geht 
heute nicht mehr nur um eine 
Welt ohne Krieg. Die internatio­
nale Situation erfordert die Aus­
stattung und Ausgestaltung der 
friedlichen Koexistenz.
Ausdruck für eine solche aktive 
Sicherheitspolitik, für eine Politik 
des Dialogs, der Vernunft, des 
Realismus und der Bereitschaft 
zu umfassender Zusammenarbeit 
sind unter anderem der Besuch 
Erich Honeckers in der BRD, das 
Dokument „Der Streit der Ideolo­
gien und die gemeinsame Sicher­
heit", sind die weitreichenden 
Friedensvorschläge der UdSSR 
und der anderen sozialistischen« 
Staaten, die Erde bis zum Jahre 
2000 kernwaffenfrei zu gestalten. 
Gerade die vergangenen Wo­
chen und Monate haben überzeu­
gend demonstriert, wie die kon­
kreten Friedensinitiativen der so­
zialistischen Staaten die weltpoli­
tische Lage positiv beeinflussen.

Dabei entspricht die prinzipielle 
Einigung der Sowjetunion und 
der USA über die Beseitigung ih­
rer Mittelstreckenraketen und 
operativ-taktischen Raketen grö­
ßerer Reichweite den Hoffnun­
gen und Sehnsüchten der Völker. 
Sie ist ein Beispiel für den Sieg 
der Politik der Vernunft und des 
Realismus über jene, die noch 
immer ihre friedensgefährden­
den Pläne der Hochrüstung und 
Konfrontation durchsetzen wol­
len, und sie beweist: Eine Wende 
in denr* internationalen Beziehun­
gen ist nicht nur notwendig, sie 
ist auch möglich.
Das haben erneut die Außenmini­
ster der Teilnehmerstaaten des 
Warschauer Vertrages auf ihrer 
Beratung im Oktober in Prag un­
terstrichen, auf der vor allem ak­
tuelle Fragen und Aufgaben der 
Festigung von Sicherheit und 
friedlicher Zusammenarbeit er­
örtert wurden. Im Mittelpunkt 
stand dabei die Abrüstungspro­
blematik. So wird im Kommuni­
que eingeschätzt, daß „im inter­
nationalen Leben ermutigende 
Momente entstanden sind".
Als Beispiele dafür werden ne­
ben dem Abschluß des sowje­
tisch-amerikanischen Abkom­
mens über die Beseitigung der 
Nuklearraketen kürzerer und mitt-
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